

"Jerusalem"-Rede bei der Kundgebung des Palästinenser-Komittees am 13. Januar 2018 auf dem Marktplatz in Bremen
Hallo, ich grüße Euch und danke für die große Ehre, heute bei Euch reden zu können. Besonders grüße ich die Palästinenserinnen und Palästinenser, die hier versammelt sind - auch die Kinder und die vielen Jugendlichen. Ebenso grüße ich alle anderen der hier Versammelten, welche das Anliegen der Menschen aus Palästina solidarisch unterstützen und von denen viele ursprünglich selber bzw. durch ihre Eltern oder Großeltern aus arabischen und/oder islamischen Ländern nach Deutschland eingewandert sind. Ich grüße auch die anwesenden Christen und Juden und diejenigen ohne einen religiösen Glauben.
Nicht zuletzt geht mein Gruß in die Ferne: an die palästinensischen Brüder und Schwestern in Gaza, in den besetzten Gebieten des Westjordanlandes, in Israel selber und in den Flüchtlingslagern Jordaniens, Syriens und des Libanon.
As-salam alaykom. Der Friede sei mit Euch.
Der Anlass unseres Zusammentreffens ist die Ankündigung des US-Präsidenten, Jerusalem als ungeteilte Hauptstadt Israels anzuerkennen und die US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem zu verlegen. - Diese Handlung ist ein Anachronismus. Sie ist unzeitgemäß, überflüssig und ein Fehler. Denn die Idee der Hauptstadt ist im digitalen Zeitalter eine rückwärts gewandte Vorstellung, ebenso rückwärts gewandt wie das entsprechende Gegenstück: der Nationalstaat.
"Nationalstaat" bedeutet, dass die politische Herrschaft durch eine Regierung ausgeübt wird, die innerhalb festgelegter Landesgrenzen über das Gewalt- und Verwaltungsmonopol verfügt - nach Innen durch Justiz, Polizei und Administration, nach Außen durch den diplomatischen Dienst und das Militär. 
- "Hauptstadt" bedeutet Entsprechendes: Sie ist Sitz der nationalen Regierung und ihrer Ministerien, ein Ort mit Bannmeilen, Roten Teppichen für Staatsgäste, mit dem Abmarschieren einer "Ehrenformation", mit Empfängen und Staatsbesuchen. Sie ist Ort der Repräsentation.
Ich bin der Auffassung: "Nationalstaat" und "Hauptstadt" sind Überreste aus dem 19. und 20. Jahrhundert. Heute schließen die Völker sich zusammen. Auch die Regierungen verbinden sich grenzübergreifend. Ebenso die Wirtschaftsunternehmen. Leider auch Geheimdienste und Militär. Die Digitalisierung erlaubt es, Entscheidungen dezentral zu treffen. Ministerien, Gerichte und Ämter können sich weit verzweigt vernetzen. Sie müssen nicht mehr in einer Regierungshauptstadt zentralisiert sein. 
Der Staat Israel verfügt bereits über einen Regierungssitz in Tel Aviv. Eine Hauptstadt von Trump's Gnaden auszurufen, ist also überflüssig und grober Unfug. Die Hauptstadt-Proklamation ist ähnlich unzeitgemäß wie der Staat Israel selbst. Denn der Staat Israel ist auf der Grundlage einer nationalistischen Ideologie aus dem 19. Jahrhundert entstanden: auf der Grundlage des Zionismus. 
Vorher haben Juden Jahrhunderte lang in vielen Ländern gelebt, friedlich, im Einvernehmen mit anderen Völkern, anderen Religionen, auch dem Islam - als Weltbürger. Juden sind das Vorbild und Beispiel einer kosmopolitischen Lebensweise, die sich einerseits in fremden Gesellschaften zurecht findet und andererseits die eigene Kultur bewahrt. Sie sind ein Vorbild und Beispiel für Immigranten und Flüchtlinge. Wobei ich nicht vergesse, dass Juden in manchen Ländern immer wieder verfolgt wurden. Genauso wie Immigranten und Flüchtlinge heute.
Die israelische Nationen-Bildung erfolgte 1948 zu einem Zeitpunkt, als des Konzept der Nation längst fragwürdig geworden ist durch seine nationalistische Überhöhung in Nazi-Deutschland. Die israelische Staatsgründung erfolgte mehr als 70 Jahre nach 1871, dem Gründungsjahr der "verspäteten Nation" (Helmuth Plessner, Philosoph und Soziologe, 1892-1985), Deutschlands unter Bismarck. Wie ehemals die "verspätete Nation" Deutschland, das (erste) Deutsche Reich, so hatte auch Israel nach seiner Gründung vergleichbare Merkmale aufzuweisen: Expansionismus, Militarismus, Autoritarismus und Kolonialismus. 
Seit dem Sechs-Tage-Krieg von 1968 expandiert die "verspätete Nation" Israel durch ein autoritäres Regime der ethnischen Säuberung mit Hilfe von Vertreibung ("Nakba"), militärischer Besatzung und Annexion palästinensischen Landes, Zwei-Klassen-Recht, Hauszerstörungen, Beschränkung der Bewegungsfreiheit durch Checkpoints, Administrativhaft, Mauer und Sperranlagen, Blockade des Gazastreifens und den Kolonialismus des sog. Siedlungsbaus. Leidtragende all dieser Unrechtsmaßnahmen sind die Menschen der indigenen, der palästinensisch-arabischen Bevölkerung.
Da kommt es wie gerufen, wenn der Präsident der größten Schutzmacht Israels, wenn Donald Trump den israelischen Nationalismus mit einer Hauptstadt ausstattet: Jerusalem als Kulisse für einen Anachonismus. Die Entscheidung des Präsidenten der Vereinigten Staaten, die Stadt eines anderen, angeblich souveränen Staates zur Hauptstadt zu erklären, ist nicht nur unzeitgemäß, sondern auch eine Zeichen dafür, dass Israel in dieser Hinsicht ein Marionettenstaat Washingtons ist: eine kolonialistische Zweigstelle der USA, eine US-Niederlassung im Nahen Osten, welche sich ihrerseits anmaßt, ebenfalls wie ein Kolonialstaat aufzutreten.
In der Person von Trump mischen sich die USA in die inneren Angelegenheiten der israelischen Gesellschaft ein. Und damit nicht zuletzt auch in die inneren Angelegenheiten der palästinensischen Gesellschaft. Die Vereinigten Staaten sind eine ausländische Macht, welche sich für die widerrechtliche und gewaltsame Aneignung ganz Jerusalems als israelische Hauptstadt stark macht. Umgekehrt spannt der israelische Ministerpräsident den US-Präsidenten für seine persönlichen Machtinteressen ein. Trump's Erklärung kommt gerade zum rechten Zeitpunkt, um von den Missständen in Israel und von der Korruption in den Reihen der politischen Klasse Israels abzulenken.
Jerusalem soll also nicht nur die Kulisse für den Hauptstadt-Anachronismus abgeben. Jerusalem soll auch nicht nur als Wandschirm dienen, um dahinter die Schäfchen des Netanjahu-Clans ins Trockene zu bringen. Jerusalem wird zum Hauptstadt-Außenposten des US-Imperialismus. Dieser Akt ist als besonders perfide, tückisch und hinterhältig zu verurteilen. Denn dadurch droht Jerusalem seinen besonderen Charakter zu verlieren. 
Jerusalem ist in Geschichte und Gegenwart ein spiritueller Ort. In Jerusalem sind heilige Stätten von drei Weltreligionen beheimatet. Jerusalem ist das kulturelle Wahrzeichen der jüdisch-christlich-islamischen Einheit in Vielfalt. Das alles soll teils überdeckt, teils instrumentalisiert werden durch den profanen Status einer Regierungshauptstadt, einer Regierungshauptstadt von Trump's Gnaden. 
Eine solche Entwicklung passt in das reaktionäre Handlungsmuster des Immobilienmilliardärs im Weißen Haus. Eine solche Entwicklung entspricht ganz und gar den Interessen des global agierenden und profitierenden US-Kapitals: Jerusalem soll Anlageobjekt für Banken, Versicherungen, Touristikunternehmen und Investoren aller Art werden. Wir können uns bereits ausmalen, dass in der Stadt der Religionen ein Wahrzeichen der Religion des Finanzkapitals entsteht: ein Trump Tower.
Israel ist seit dem 6-Tage-Krieg 1967, dem Mauerbau 2003 sowie den Gaza-Offensiven 2008, 2012 und 2014 das Zentrum eines Krisenherdes, einer Konfliktregion, eines Unruhefeldes im östlichen Mittelmeer und Vorderen Orient, an der Schwelle zwischen Europa und Asien. Angesichts der geostrategischen Bedeutung des Nahen Ostens ist es daher unverantwortlich, in Israel und Palästina Machtspiele zuzulassen bzw. zu betreiben und von Israel aus militärisch zu intervenieren: durch Militärschläge im südlichen Libanon 1982 und 2006, durch Luftangriffe auf Syrien, durch Kriegsdrohungen gegenüber dem Iran. 
Aus pazifistischer Sicht gießt die Jerusalem-Entscheidung des gegenwärtigen US-Präsidenten Öl ins Feuer der israelischen Aggressionspolitik. Deshalb ist unsere Kundgebung heute auch eine Friedenskundgebung. Statt einer israelischen Hauptstadt namens Jerusalem fordere ich als Pazifist eine Friedensstadt Jerusalem, eine Stadt der Annäherung und der Versöhnung, eine Stadt der friedlichen Zukunft - eine Friedensstadt der Zukunft der Menschheit und des Planeten. Unverantwortlich ist daher die militärische Zusammenarbeit der USA und der EU, insbesondere der Bundesrepublik, mit Israel. 
Seit Mitte der 1950er Jahre wurden aus der Bundesrepublik Rüstungsgüter und Kriegsmaterial nach Israel geliefert. 1962 unterzeichnete der damalige Bundeskanzler Adenauer eine geheime Vereinbarung. Diese legte fest, dass bis 1964 unter anderem Hubschrauber, Transport- und Trainingsflugzeuge, umgebaute Panzer und anderes Kriegsmaterial teils direkt oder teils über Drittländer an Israel geliefert wurden. Seit der Jahrtausendwende liefert Deutschland mehr oder weniger offen riesige Mengen von Rüstungsgütern an Israel. 
Allein in den Jahren 2001 bis 2015 wurden nach Israel Rüstungsexporte im Wert von rund 2,07 Milliarden Euro erlaubt – und das entgegen den eigenen Richtlinien, welche die Waffenexporte in Krisengebiete verbieten. Deutsche U-Boote wurden nach der kostenlosen Lieferung an die Atommacht Israel so umgerüstet, dass sie mit nuklearen Marschflugkörpern bewaffnet werden können. - Die Geschäfte zwischen der deutschen Rüstungsindustrie und dem Staat Israel erklären, warum in Deutschland eine Kritik an Israel unerwünscht ist. Und warum diese, wie überhaupt jede Kritik an Israel, als "antisemitisch" bezeichnet wird. Wie wir wissen, ist auch Bremen ein bedeutender rüstungsindustrieller Standort. Entsprechend kommt auch hier die Kritik an Israel nicht gut an. Im Gegenteil, wie wir wissen.
Zur Rechtfertigung für die Belieferung Israels mit Rüstungsmaterial müssen die in den Nazi-Vernichtungslagern ermordeten Jüdinnen und Juden herhalten. Der  KZ- und Tötungsmaschinen-Antisemitismus in Nazi-Deutschland war Tiefstpunkt der auf rassistischen Vorurteilen fußenden Politik im sog. Dritten Reich. Nach 1945 gehörte deshalb die Ächtung des Antisemitismus mehr und mehr zum guten Ton. Und heute? Heute ist der Antisemitismusbegriff in einem Umfang ausgeweitet, dass auch die Kritik an der israelischen Besatzungs- und Kolonialpolitik darunter fällt. 
Ein erweiterter Begriff des Antisemitismus - die von der deutschen Bundesregierung per Beschluss übernommene "Arbeitsdefinition" der International Holocaust Rememberance Alliance - spaltet gegenwärtig die deutsche Gesellschaft: und zwar einerseits in die Minderheit derjenigen, die sich der "Staatsraison" einer Unantastbarkeit israelischer Politik nicht beugen, und in die große Mehrheit jener Deutschen andererseits, welche sich im kollektiven Unterbewusstsein als "Israelfreunde" Versöhnung versprechen und Entlastung - Entlastung von den nach der Besiegung Nazi-Deutschlands verdrängten und nicht betrauerten Schuldgefühlen. Reflexartig, wie durch einen äußeren Reiz bedingt, entledigen sich die "Israelfreunde" der bis heute lastenden schweren Schuld - der Schuld an der industriell durchgeführten Abschlachtung der europäischen Juden - und der Verantwortung gegenüber den Überlebenden und deren heute in Israel lebenden Nachkommen.
"In Jerusalem" ist der Titel eines Gedichts des palästinensischen Poeten Mahmoud Darwisch. Ich möchte daraus zitieren, weil das Gedicht auf eindringlich poetische Weise ausdrückt, dass es in der Hoffnungslosigkeit, trotz Ohnmacht und Trauer, immer noch Hoffnung gibt - Hoffnung auf Eintracht und Frieden. Ich zitiere:
In Jerusalem, ich meine in der Altstadt
Laufe ich von einer Zeit zur anderen ohne Erinnerung
in mir, die auf etwas zielt. Die Propheten teilen dort
Untereinander die Geschichte des Heiligtums ... Sie
steigen auf in den Himmel und kehren zurück
mit weniger Ohnmächtigkeit und Trauer. Denn
Heilig sind Eintracht und Frieden und sie werden kommen
in die Stadt. ... 
Ich laufe, als wäre ich ein anderer. ...
... Ich laufe nicht, ich fliege
Und werde ein anderer in der Verwandlung. Ohne Ort
Ohne Zeit. Wer also bin ich? Ich bin
Nicht ich ...
Allein der Prophet Mohammad 
Sprach Hocharabisch. Na und?, denke ich
Na und?, schrie plötzlich eine Soldatin:
Du schon wieder? Hab ich dich nicht getötet?
Und ich sprach: Du hast mich getötet - aber ich vergaß
Genau wie du
Zu sterben
Im Sinne der Hoffnung auf Frieden und Eintracht formuliere ich zum Schluss eine Reihe von Erwartungen:
Von der deutschen Bundesregierung erwarte ich:
1. die Anerkennung des Existenzrechts der palästinensischen Bevölkerung und
2. des Rechts der geflüchteten, in Lagern lebenden Palästinensern auf Rückkehr;
3. die Forderung nach einer Abschaffung der Administrativhaft in Israel;
4. den sanktionsbewehrten Einsatz für bedingungslose Verhandlungen zwischen Vertreten Israels und der Palästinenser;
5. die sofortige Einstellung der Lieferung von Waffen und Kriegsmaterial aus Deutschland an den Staat Israel;
6. die Beendigung der militärischen und "sicherheitspolitischen" Zusammenarbeit Deutschlands mit Israel;
7. die Rücknahme des im Oktober 2017 vom Bundeskabinett beschlossenen erweiterten Antisemitismusbegriffs, der die Ausübung der Meinungsfreiheit einschränkt. 
Von der Bürgerschaft und dem Senat der Freien Hansestadt Bremen erwarte ich:
1. die Verurteilung der Lieferung von Waffen und Kriegsmaterial über die Bremer Häfen nach Israel;
2. die Einrichtung eines Lehrstuhls für Nahostforschung mit dem      Schwerpunkt "Israelisch-palästinensischer Friedensprozess" an der Universität Bremen;
3. die Vergabe von zehn Bremen-Stipendien für palästinensische und israelische Studenten;
4. die Durchführung von Palästinensisch-Israelischen Kulturwochen an den Bremer Schulen.
Weitere Erwartungen richten sich an die jüdischen Gemeinde in Bremen,
1. 
damit sie Vertreter der palästinensisch-islamischen Seite einlädt zum Gedankenaustausch über Formen der Annäherung und des friedlichen Nebeneinanders in Bremen;
2. 
damit sie an die israelische Regierung appelliert für eine Amnestie politischer Gefangener, besonders der Kinder, für den Stopp von sog. Siedlungsprojekten und für Verhandlungen über die Zukunft der Kinder und Kindeskinder von palästinensischen Flüchtlingen. 
An die Palästinenserinnen und Palästinenser in Bremen ist meine Erwartung adressiert,
1. dass sie Vertreter der jüdischen Gemeinde eingeladen zum Gedankenaustausch über Fragen der jüdischen und islamischen Kultur in Geschichte und Gegenwart;
2. dass sie an die politischen Gruppierungen der Palästinenser in Bremen appellieren, rassistisch-antijüdische Vorurteile zu verurteilen .
An nichtstaatliche Organisationen wie Kirchen, Gewerkschaften und Vereine richtet sich meine Bitte,
· sich daran zu beteiligen, dass sich innerhalb Bremens eine Kultur der Toleranz und gegenseitigen Achtung zwischen Menschen und Gruppen aus israelischen und palästinensischen bzw. jüdischen und islamischen Zusammenhängen ergibt.
Ich bin überzeugt, dass das Lidice-Haus in Bremen aufgrund seiner Erfahrungen bei internationalen Begegnungen von Jugendlichen - auch solchen aus Israel und Palästina - einen wichtigen Beitrag zu leisten vermag zur Lösung der angesprochenen Probleme.
Zum Schluss lese ich die letzte Strophe eines Darwisch-Gedichts mit dem Titel "Schreib auf: Ich bin Araber". Im Text des Gedichts kommt die verzweifelte Lage der Menschen in ihrer palästinensischen Heimat zur Sprache. Es ist ein Schrei nach Hilfe und Frieden - gegen den Hunger, gegen die Unterdrückung. Die Strophe lautet: 
Also:
Schreib auf! Ganz oben!
Ich hasse die Menschen nicht,
und ich greife auch niemanden an. 
Aber wenn ich Hunger habe,
Esse ich das Fleisch meines Unterdrückers.
So hüte dich, hüte dich
Vor meinem Hunger und meinem Zorn!
